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siehe 
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und andere 
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Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht 
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Einleitung 

A. Einführung und Problemstellung 

Seit 1945 vollzieht sich die institutionelle Teilhabe der Arbeitnehmer 
an der Leitungs-, Planungs- und Organisationsgewalt in Unternehmen 
und Betrieb in Anlehnung an das Betriebsrätegesetz von 19201 auf 
zweifache Art, einmal durch die Mitbestimmung der Betriebsräte, zum 
zweiten durch die Mitbestimmung der in den Aufsichtsrat entsandten 
Arbeitnehmervertreter. 

Der Sinn dieser doppelten Teilhabe „von unten und von oben"2, wel
che auf verschiedenen Ebenen und mit unterschiedlicher Zielrichtung 
eingerichtet wurde, ist ein zweifacher. Die Arbeitnehmer sollen gleich
berechtigt und gleichgewichtig unmittelbar Einfluß nehmen auf die 
unternehmerischen Planungs- und Entscheidungsprozesse, welche das 
Unternehmen als Wirtschaftseinheit betreffen. Ansatzpunkt ist der 
A ufsich tsra t. 

Andererseits sollen die Arbeitnehmer im Alltag des Betriebs sozial 
geschützt werden. Die Belegschaft steht dabei dem Arbeitgeber als 
gleichberechtigter Faktor gegenüber. Ansatzpunkt ist die Arbeits- und 
Produktionseinheit Betrieb. In diesen ist der einzelne Arbeitnehmer 
unmittelbar eingegliedert. Die Regelungen im Betrieb treffen ihn in 
erster Linie. Die betriebliche Mitbestimmung soll grundsätzlich nicht in 
den unternehmerischen Entscheidungsprozeß eingreifen. Sie hat soziale 
Daten zu setzen. 

Idealtypisch betrachtet stehen beide Mitbestimmungsarten selbstän
dig ohne Berührungspunkt nebeneinander. Sie machen sich sozialpoli
tisch nicht überflüssig; sie haben im Gegenteil ergänzende Funktion. 

Dieses gedankliche Modell wurde im Teilbereich der Montanindu
strie3 in den fünfziger Jahren in die Wirklichkeit umgesetzt4• 

1 § 70 BRG 1920 i. V. m. dem Gesetz über die Entsendung von Betriebs
mitgliedern in den Aufsichtsrat vom 15. 2. 1922. 

2 Hanau, Arbeitsrechtliche Probleme der paritätischen Mitbestimmung, 
BB 1969, S. 1497. 

a Im übrigen blieb die Wirtschaft unterparitätisch verfaßt, vgl. §§ 76 ff. 
BetrVG 1952. 

4 Vgl. ausführlich Kunze / Christmann, Wirtschaftliche Mitbestimmung im 
Meinungsstreit. 

2• 
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Die Gewerkschaften5 hatten mit dem Montanmitbestimmungsgesetz 
1951 den Arbeitgebern und der Regierung Adenauer eine Regelung der 
Parität im Unternehmen abgetrotzt. Dem fügte das Betriebsverfas
sungsgesetz 1951  auf Betriebsebene vergleichsweise geringe Mitwir
kungsrechte in sozialen und personellen Fragen hinzu. 

Die Grundlagen der funktionellen Trennung der beiden Mitbesttim
mungsbereiche Unternehmen und Betrieb sind in den folgenden Jahren 
j edoch aufgehoben worden. 

Seit Ende der wirtschaftlichen Rezession 1966/67 und Gründung der 
sozialliberalen Koalition in Bonn im Jahre 1 969 wurde mit Nachdruck 
die Forderung erhoben, in beiden Bereichen die Rechte der Arbeitneh
mer auszuweiten8• 

Ergebnis dieser Bestrebungen war bislang zum einen das Betriebs
verfassungsgesetz 1972, welches die Befugnisse des Betriebsrates teil
weise bis zur Parität vermehrte. Zum anderen trat das Mitbestim
mungsgesetz 1976 in Kraft. Dieses führte zwar zahlenmäßig Parität im 
Aufsichtsrat ein, bleibt jedoch u. a. auf Grund konkurrenzlösender 
Mechanismen zugunsten der Arbeitgeberseite unterhalb der Parität7. 

Im Vorfeld der Diskussion über den Regierungsentwurf eines Mit
bestimmungsgesetzes von 1974, welcher volle Parität im Unternehmen 
vorsah, wurde auf den funktionellen Zusammenhang beider Mitbestim
mungsarten aufmerksam gemacht8• 

Dieser verbiete es, die Teilhabe der Arbeitnehmer in Unternehmen 
und Betrieb beliebig und bez.i.ehungslos zu erweitern. Es sei zu fragen, 

5 Vgl. zur Meinungsbildung in den Gewerkschaften : DGB (Hrsg.), Vor
schläge zur Neuordnung der deutschen Wirtschaft, beschlossen am 14. 4. 1956 
in Düsseldorf; ausführlicher bei : Briefs, Zwischen Kapitalismus und Syndi
katismus - Die Gewerkschaften am Scheideweg, S. 106 ff. 

6 Wesentlicher Ausgangspunkt hierfür war die Denkschrift des DGB : Mit
bestimmung - eine Forderung unserer Zeit, 1966. 

1 BVerfG, EuGRZ 1979, S. 129 ff. 
s Biedenkopf, Anmerkungen zum neuen Betriebsverfassungsgesetz, in : Bei

träge zum Wirtschaftsrecht, in Festschrift für H. Kaufmann 1972, S. 91 ff. ; 
Buchner, Das wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht nach dem Betriebsver
fassungsgesetz in seinem Verhältnis zur For.derung nach qualifizierter Mit
bestimmung, AG 1970, S. 127 ff. ; ders., Paritätische Mitbestimmung : Der Weg 
zu einer neuen Unternehmens- und Arbeitsordnung, ZfA 1974, S. 179 ff. ; 
Farthmann, Betriebsverfassung und Unternehmensrecht, Arbeit und Sozial
politik 1970, S. 380 ; Hanau, Arbeitsrechtliche Probleme der paritätischen Mit
bestimmung, BB 1969, S. 1497 ; Raiser, Grundgesetz und paritätische Mitbe
stimmung, S. 24 f. ; Rüthers, Arbeitgeber und Gewerkschaften, Gleichgewicht 
oder Dominanz, DB 1973, S. 1649 ; Scholz, Paritätische Mitbestimmung und 
Grundgesetz, S. 67 f. ; ZöHner, Die Einwirkung der erweiterten Mitbestimmung 
auf das Arbeitsrecht, RdA 1969, S. 68 ff. ; vgl. Säcker, Simitis und Scholz im 
Anhörungsverfahren vor dem ET-Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
am 19. 12. 1974, ET-Ausschuß Nr. 11 ,  Sten, Prot. VII, Nr. 62. 
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ob die Einrichtung zweifacher Parität zur Disfunktiona1ität verbunden 
mit übergewichtigem Einfluß der Arbeitnehmer führen müsse. 

Zwar stellt sich dieses Problem unter der Geltung des Mitbestim
mungsgesetzes 1 976 angesichts fehlender Vollparität nicht. Da Parität 
im Unternehmen j edoch nach wie vor als das erklärte Ziel der Gewerk
schaften sowie der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands ange
strebt wird9 , ist die Fmge von Bedeutung, welche Folgen doppelte 
Parität zeitigen würde. 

Aufgabe der Untersuchung ist es zu klären, in welchem Verhältnis 
paritätische Mitbestimmung im Aufsichtsrat zu den von den Betriebs
räten wahrgenommenen Beteiligungsrechten der Arbeitnehmer im Be
trieb nach dem BetrVG 1972 unter der Zielvorgabe des insgesamt 
gleichgewichtig mitbestimmten Unternehmens steht. Es ist herauszu
arbeiten, ob die angestrebte gleichgewichtige Mitbestimmung der Ar
beitnehmer durch zweierlei Arten von Teilhabe erreicht werden kann, 
oder ob jene nur durch Korrekturen beider Ordnungen bzw. Aufgabe 
eines der beiden Systeme zu erzielen ist. 

Mit Einführung der paritätischen Mitbestimmung im Unternehmen, 
deren Verfassungsmäßigkeit10 unterstellt werden soll, wird in den Un-

u Bundesminister Arendt, BT-Sten.-Bericht VII/S. 16080 B ;  sowie Aufruf 
des SPD-Präsidiums zum 1. Mai 1978. 

10 Bezüglich der Verfassungsmäßigkeit der Parität ist der Meinungsstand 
kontrovers. 

Das BVerfG hat diese Frage anläßlich der Verfassungsbeschwerde einiger 
Arbeitgeberverbände, welche u. a. wohl auch eine Aussage zur Parität im 
allgemeinen erstrebt hatten, in seinem Urteil vom 1. 3. 1979 bewußt offen
gelassen. Es führt aus: ,,Prüfungsgegenstand sind allein die angegriffenen 
und zur Prüfung gestellten Vorschriften des Mitbestimmungsgesetzes ;  ob an
dere Regelungen einer Mitbestimmung der Arbeitnehmer mit dem Grund
gesetz vereinbar wären, ist nicht zu entscheiden", EuGRZ 1979, S. 129. Es hat 
sich eines entsprechenden obiter dictums entgegen früherer - zu tadelnder 
- Übung enthalten. Vgl. Aussage des Bundesverfassungsrichters Hirsch an
läßlich eines Vortrages an der Universität Erlangen am 22. 6. 1979, ,,Über die 
Grenzen der Verfassungsgerichtsbarkeit" ; ferner Säcker, Mitbestimmung und 
Vereinigungs:freih-�it (Art. 9 Abs. 1 GG), RdA 1979, S. 380. 

In der Literatur vertreten grundsätzliche Unvereinbarkeit : 
Badura, Der Regierungsentwurf eines Mitbestimmungsgesetzes - Verfas-

sungsrechtliche Einwände, ZfA 1974, S. 357 ff; 
Huber, Grundgesetz und wirtschaftliche Mitbestimmung, S. 74 ff. ; 
Pernthater, Qualifizierte Mitbestimmung und Verfassungsrecht, S. 175 ff. ; 
v. Ptessen, Qualifizierte Mitbestimmung und Eigentumsgarantie ;  
Wengter, Die Mitbestimmung und das Völkerrecht ; 
Zöitner / Seiter, Paritätische Mitbestimmung und Art. 9 Abs. 3 GG, ZfA 1970, 

s. 97 ff. ; 
sowie Anhörungsverfahren vor dem ET-Ausschuß für Arbeit und Sozial
ordnung am 19. 12. 1974, BR-Ausschuß Nr. 1 1 ,  Sten. Prot. VII, Nr. 62. 

Mestmäcker, in Anlage 4 ;  




